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1. Rechtliche Grundlagen und Zweck

Die Preisbekanntgabeverordnung (PBV; SR 942.211) stützt sich auf das Bundesgesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb vom 19. Dezember 1986 (UWG; SR 241). Sie bezweckt, dass die Preise 
für die Konsumentinnen und Konsumenten klar und miteinander vergleichbar sind. Die PBV soll 
irreführende Preisangaben verhindern (Art. 1). Die Preisbekanntgabepflicht ist ein Instrument zur 
Förderung und Erhaltung des lauteren Wettbewerbs.

Für Bank- und bankähnliche Dienstleistungen sind die Bestimmungen von Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe r, Absätze 2 und 3, Artikel 11 Absätze 1 und 2 sowie Artikel 13 bis 15 PBV massgebend.

2. Wo ist die PBV anwendbar?

Die PBV gilt für Waren und Dienstleistungen, die den Konsumentinnen und Konsumenten zum Kauf 
angeboten werden (Art. 2 Abs. 1 Bst. a und c). Die einzelnen der PBV unterstellten Dienstleistungen 
sind in Artikel 10 aufgeführt.

Konsumentinnen und Konsumenten sind Personen, die Waren oder Dienstleistungen für Zwecke 
kaufen, die nicht im Zusammenhang mit ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit stehen (Art. 
2 Abs. 2).

Die PBV ist auf standardisierte Angebote (Massengeschäfte) und nicht auf individuelle Offerten 
anwendbar, wie sie im Vermögensverwaltungsgeschäft vorkommen können.

3. Unterstellung der Bank- und bankähnlichen Dienstleistungen

Für Bank- und bankähnliche Dienstleistungen sind den Konsumenten vorvertragliche Informationen 
über den Preis (Zuschläge, Spesen und Gebühren aller Art) und den darin enthaltenen Umfang und 
Inhalt der angebotenen Dienstleistungen zugänglich zu machen. Überall dort, wo Konsumenten 
standardmässig Bank- und bankähnliche Dienstleistungen angeboten werden, müssen die Preise 
gut lesbar angegeben und die dazugehörigen Leistungen umschrieben werden (Art. 10 und 11 
PBV). 

Unter die Bestimmungen der PBV für Bank- und bankähnliche Dienstleistungen fallen nicht nur 
Banken im Sinne des Bankengesetzes, sondern alle Anbieter der in Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe r 
genannten Dienstleistungen.

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19780313/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19860391/index.html
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4. Pflicht zur Preisbekanntgabe und zur Spezifizierung 

Für Bank- und bankähnliche Dienstleistungen sind die tatsächlich zu bezahlenden Preise in Schwei-
zerfranken bekannt zu geben. In diesen Preisen müssen überwälzte öffentliche Abgaben (MwSt) 
enthalten sein (Art. 10 PBV).

Aus der Preisbekanntgabe muss deutlich hervorgehen, auf welche Art und Einheit der Dienstleis-
tung oder auf welche Verrechnungssätze sich der Preis bezieht (Art. 11 Abs. 2 PBV).

Für die einzelnen Bank- und bankähnlichen Dienstleistungen gilt folgendes:

4.1 Kontopreise

Die Art des Kontos (inkl. Sparheft) ist anzugeben. Umfasst ein Preis verschiedene Leistungen in 
einem sogenannten Leistungspaket, so sind die darin enthaltenen Gegenleistungen aufzuführen.

Bei Spesen und Gebühren sind zumindest die folgenden Standarddienstleistungen anzugeben:
 � Kontoeröffnung
 � Konto- und Heftführung inkl. Jahresabschluss
 � Kontoauszüge
 � Porti
 � Transaktionsgebühren (inkl. Buchungsgebühren, Vergütungsaufträge). Die von der Post erho-

benen Spesen bei Schaltereinzahlungen (Transaktionsgebühren, die vom Empfänger zu bezah-
len sind) sind separat zu erwähnen.

Soweit dies zum Dienstleistungspaket gehört bzw. standardmässig angeboten wird, ist darauf 
hinzuweisen, dass bei kurzfristigen Kontoüberziehungen ein Sollzins berechnet wird, der sich nach 
dem Markt richtet und angefragt werden kann.

4.2 Zahlungsverkehr im Inland und grenzüberschreitend

Es sind die Preise, Spesen und Gebühren für Ein- und Auszahlungen (Schalter, Automaten) sowie für 
den Standardzahlungsverkehr für die folgenden Verarbeitungsarten bekannt zu geben:

 � Nicht maschinell verarbeitet
 � Maschinell verarbeitet
 � Daueraufträge
 � Elektronisch verarbeitet (z.B. Lastschriftverfahren LSV oder Debit Direct).

Es ist darauf hinzuweisen, dass Drittkosten anfallen können, die dem Kunden weiterverrechnet 
werden.
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4.3 Bargeldbezüge an Geldautomaten (z.B. Bancomaten oder Postomaten)

Kartenherausgeber, welche ihren eigenen Kunden gegenüber einen Zuschlag verrechnen, wenn sie 
Bargeld am Geldautomaten eines anderen Institutes abheben, haben über diese Zuschläge deutlich und 
in bezifferter Form zu informieren. Dies kann in unterschiedlicher Form geschehen: In Preisbroschüren, 
Kundenbriefen, auf dem Internet, via Bildschirm am Geldautomaten. Sollte der Geldautomatenbetreiber 
seinerseits einen Zuschlag für den Zugang zum Automaten bzw. dessen jeweilige Benutzung erheben, so 
ist darüber in bezifferter und gut lesbarer Weise am Automaten selber zu informieren.

4.4 Zahlungsmittel (Karten und Checks) 

Debit- und Kreditkarten

 � Die Jahres- und Erneuerungsgebühr für Debit- (z.B. Maestro-Karte und Postcard) oder Kredit-
karten (z.B. MasterCard, VISA-Karte) ist dem Konsumenten im Voraus bekannt zu geben (auf 
dem Antragsformular, in Broschüren, in Kundenbriefen oder in anderer geeigneter Weise);

 � Angabe der Jahresgebühr in Folgejahren, sofern diese von der Erstjahresgebühr abweicht;
 � Vom Kartenherausgeber erhobene Bearbeitungszuschläge, welche der Konsument bei der Benüt-

zung der Kreditkarte im In- oder Ausland zu zahlen hat, müssen auf dem Antragsformular selbst 
oder auf einem mit dem Antragsformular gemeinsam zur Verfügung gestellten Informationsdo-
kument (z.B. Promotionsbroschüre) klar und unmissverständlich beziffert und deren Bemessungs-
grundlage (prozentualer Zuschlag auf dem Transaktionsbetrag) angegeben werden. Auf der 
Abrechnung sind Bearbeitungszuschlag in Prozenten und umgerechnete Belastung auszuweisen. 
Auch der Wechselkurs und das Datum seiner Verrechnung sind anzugeben, wobei der Wechsel-
kurs auch brutto, d. h. einschliesslich allfälliger Bearbeitungszuschläge ausgewiesen werden kann;

 � Angabe sonstiger vom Kartenherausgeber erhobener Bearbeitungszuschläge, welche dem Kar-
teninhaber bei der Benutzung seiner Debit- oder Kreditkarte in Rechnung gestellt werden (z.B. 
Bargeldbezug mit der Kreditkarte);

 � Angabe des Preises für Kartenersatz;
 � Angabe des Kreditzinses bei „Revolving Credits“ (Kredit, der während des vereinbarten Zeitrau-

mes zurückbezahlt und wieder beansprucht werden kann);
 � Angabe des Verzugszinses, falls dieser vom Kreditzins abweicht;
 � Angabe und Spezifizierung der bei Kartensperre erhobenen Spesen;
 � Die mit dem Erwerb der Kreditkarte verbundenen Hauptleistungen sind klar und unmissver-

ständlich zu umschreiben;
 � Hinweis, dass Drittkosten anfallen können, die dem Kunden weiterverrechnet werden.

Checks

 � Für Zahlungen mit Checks sind die Spesen und Gebühren pro Check für Abgabe, Ausstellung, 
Rückgabe und Sperrung von Checkformularen bekannt zu geben.

 � Für die Bar-Einlösung von Checks sind die Spesen und Gebühren pro Check bekannt zu geben.
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4.5  Change-Geschäfte am Schalter

Umrechnungskurse für den Kauf und Verkauf der wichtigsten Noten-Währungen sind aufzuführen, 
einmal täglich zu aktualisieren und mit dem Hinweis zu versehen, dass die jeweils aktuellen Kurse 
davon abweichen und am Schalter erfragt werden können.

Die mit dem Kauf/Verkauf von Fremdwährungen verbundenen Spesen sind aufzuführen.

5. Art und Weise der Preisbekanntgabe

Preise und die damit zusammenhängenden Leistungen sind in Preisanschlägen, Preislisten, Kata-
logen, im Internet usw. leicht zugänglich und gut lesbar bekannt zu geben. Die Art und Weise der 
Preisbekanntgabe nach Ziff. 4.3, 4.4 und 4.5 bleibt vorbehalten. In Bankinstituten, bei der Post usw. 
sind die Preisinformationen an den Schaltern oder an Stellen, wo sich der Kunde normalerweise 
aufhält, aufzulegen bzw. anzuschlagen.

Eine bloss mündliche Information genügt den Bestimmungen über die Preisbekanntgabe nicht.

6. Werbung

Werbung ohne Preisangaben fällt nicht unter die PBV. Wird jedoch in irgendeiner Weise mit dem 
Preis oder einer Preisreduktion geworben, so ist der tatsächlich zu bezahlende Preis aufzuführen 
und das Angebot ist zu spezifizieren (Art. 2 Abs. 1 Bst. d, 13 und 14 PBV). Ferner sind die Vorschrif-
ten über die irreführende Preisbekanntgabe, die auch für die Werbung gelten, zu beachten (Art. 16 
bis 18 PBV).

Die Werbebestimmungen des UWG zum Konsumkredit (Art. 3 Bst. k, l und n) bleiben vorbehalten.
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7. Vollzug / Strafbestimmungen

Die zuständigen kantonalen Amtsstellen überwachen die vorschriftsgemässe Anwendung der PBV 
und verzeigen Verstösse bei den zuständigen kantonalen Instanzen. Die Verfahren richten sich 
nach kantonalem Recht (Art. 22).

Das Eidg. Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF übt die Oberaufsicht aus 
(Art. 23); diese hat es an das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) delegiert. Das SECO kann Wei-
sungen und Kreisschreiben gegenüber den Kantonen erlassen, von den Kantonen Informationen 
und Unterlagen einverlangen und Verstösse bei den zuständigen kantonalen Instanzen anzeigen.

Die Strafandrohung bei Verstössen gegen die PBV ist Busse bis zu CHF 20’000. Massgebend ist 
Artikel 21 PBV in Verbindung mit Artikel 24 UWG.



Impressum 
Staatssekretariat für Wirtschaft SECO
Ressort Recht 
Holzikofenweg 36, 3003 Bern 
Tel: 0041 58 462 77 70 
E-Mail : pbv-oip@seco.admin.ch 
www.seco.admin.ch/pbv - 07.2019
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